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Vorwort

Im September 2016 ist gegenüber dem für die Vorauflage maßgeblichen Stand vom
August 2012 bezüglich der für den Anwender bestehenden Gefahren keine wirkliche
Änderung eingetreten: Es bleibt dabei, dass die Anwendung des deutschen Arbeitsrechts
als gefahrgeneigte Arbeit einzustufen ist.

Der Gesetzgeber – jetzt: GroKo – kümmert sich ums „Große“ wie Mindestlohn und
Tarifeinheit. Details bleiben weiter unbehandelt. Es ist fürderhin der dritten Gewalt
zugemutet, wie sie unerledigte Aufgaben des Gesetzgebers bewältigt (z.B. § 14 Abs. 2
Satz 2 TzBfG). § 622 Abs. 2 Satz 2 BGB steht weiter in den Gesetzbüchern.

Zum „Großen“ gehört auch die Überarbeitung des AÜG oder des AGG; Letzteres soll
„nachgebessert“ werden. Thüsing (NZA 2016, Heft 16) nennt den vorliegenden Entwurf
„handwerklich auffällig mangelhaft“.
Für die Beschäftigung des Anwenders wird also künftig auch gesorgt sein.
Dabei soll nicht vergessen werden, dass auch die dritte Gewalt für mehr Beschäftigung

sorgt: Der BGH hat mit Entscheidung vom 26.10.2015 § 14 BORA für unwirksam
erklärt und damit die Pflicht zur Entgegennahme von Zustellungen von Anwalt zu
Anwalt verneint. Die Alternative: Der Gerichtsvollzieher, dessen Zeitplan und dessen
Kosten!

Immerhin bleibt zum Trost des Anwenders die Tatsache der Überarbeitung des Streit-
wertkatalogs (FA 2016, 2000), durch welche – auch ohne Beteiligung der Anwaltschaft –
einige Schritte in die richtige Richtung getan wurden.

Nürnberg, im September 2016

Ulrich Zirnbauer

Vorwort zur 1. Auflage

Der Begriff der gefahrgeneigten Arbeit hat zwar seit der Änderung der Rechtsprechung
zur Arbeitnehmerhaftung durch Urteil des BAG vom 27.9.1994 einen deutlich anderen
Stellenwert erhalten.

Er existiert jedoch weiter und ist demjenigen als allgegenwärtiges Gespenst vor Augen,
der die Unsicherheit über den Umfang drohender Korrekturen gerade erst in Kraft
getretener Gesetze durch die neue Bundesregierung ab Herbst 1998 miterleben durfte:

Die Bewegungsgeschwindigkeit in den Änderungen war groß und unkalkulierbar. Am
Beispiel der am 17.11.1998 in der BT-Drucksache 14/45 noch gar nicht vorgesehenen
Streichung des § 1 Abs. 5 KSchG (Namensliste) und der am 18.12.1998 dann doch
insoweit beschlossenen Korrektur sei dies konkretisiert.

Dennoch bauen die in diesem Buch enthaltenen Texte auf der ab 1.1.1999 gültigen
Gesetzeslage auf.

V



Für den Benutzer des Buches gilt weiterhin, was schon im August 1980 im Vorwort der
1. Auflage des Beck’schen Prozeßformularbuches vom Herausgeber empfohlen wurde:

Der Benutzer ist deshalb gehalten, anhand der in diesem Buch niedergelegten Gestal-
tungsvorschläge in eigener Verantwortung die angemessene Formulierung zu finden.

Die Texte geben Anregungen, aber keine starren Vorgaben.
Es wäre wohl auch ein Verlust für die „Streitkultur“, wenn es so weit käme, sich

gegenseitig nur noch mit „Baustein 13.2“ zu bekriegen bzw. mit „Baustein 24.1“ zu
antworten.

EDV-Verarbeitung von Mustern darf nicht zur Uniformität führen, wohl aber zur
Entlastung vom Formalen zu Gunsten der individuellen Ausgestaltung beitragen. Sie soll
den Kopf frei machen vom Nachdenken über das „wie-geht-das-denn?“ und Zeit
schaffen für die spezifisch mandatsbezogenen Eigenheiten des Falles.

Mit vorliegendem Buch wird versucht, für fast alle denkbaren arbeitsrechtlichen
„Lebenslagen“ Anregungen für die anzuwendende Tenorierung und den nötigen Min-
destinhalt der Begründungen zu geben und zugleich – mit kurzer und übersichtlicher
Kommentierung – aufzuzeigen, warum die Textvorschläge so lauten, wie vorgeschlagen.

In diesem Sinne wolle das Buch als Anleitung dienen: man nehme . . .! Abgeschmeckt
werden muß weiterhin individuell.

Im Oktober 1999 Ulrich Zirnbauer

Vorwort
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